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PRAXIS  Arbeitsschutz

Dr.-Ing. Martin Bozenhardt, MBA, Lindau
Dipl.-Bw. Ingo Braun, Würzburg

Zugegeben, wir wissen, dass dieser Artikel einer guten 
Laune nicht förderlich ist und wir uns damit in etwa so 
beliebt machen, wie ein Zahnarzt mit der PZR bei einem 
10-jährigen Jungen. Aus diesem Grund stellen wir ein 
Abstrakt an den Beginn des Artikels und wir empfehlen 
Ihnen dringend, wenigstens diese Zusammenfassung 
zu lesen, damit Sie wissen, was Ihnen aus der Nicht-
erfüllung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes für 
Konsequenzen drohen können.

Mit der Einführung der „DGUV Vorschrift 2“ (nach-
folgend „DGUV-V2“ genannt) zum 1. Januar 2011 ha-
ben die zuständigen Aufsichtsbehörden einen Para-
digmenwechsel hinsichtlich der Verantwortung des 
Unternehmers und Arbeitgebers im Rahmen des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes vollzogen. Die Ver-
antwortlichkeiten wurden präzisiert, dies werden wir 
Ihnen im nachfolgendem Hauptteil noch detaillierter 
erläutern. Was Sie aber wissen sollten, ist: Nach ei-
ner relativ kurzen „Schonfrist“ kommt nunmehr das 
„Kontrollpaket“ ins Rollen. Dazu vielleicht vorweg ein 
Zitat aus dem Vorwort der Veröffentlichung des Län-
derausschusses für Arbeitsschutz und Sicherheits-
technik (LASI) über die „Grundsätze der behördlichen 
Systemkontrolle (LV 54)“. Die LASI ist die Institution 
in Deutschland, die im Auftrag der Bundesländer die 
Einführung, Durchführung und Überwachung des Ge-
sundheits- und Arbeitsschutzes in Form von Vorschrif-
ten und Verfahrensanweisungen für die aufsichtsfüh-
renden Behörden in den Ländern vollzieht. Sie schreibt:

„Das Ziel des Arbeitsschutzgesetzes ist, Sicherheit und 
Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit 
durch Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu sichern und 
zu verbessern. Maßnahmen des Arbeitsschutzes, ein-
schließlich der Maßnahmen zur menschengerechten 
Gestaltung der Arbeit, können in den Betrieben längst 
nicht mehr von Einzelinitiativen und Zufällen abhängig
gemacht werden. Die komplexen Anforderungen an 
den Arbeitsschutz bei neuen Technologien und Pro-
zessen sowie die notwendige weitere Reduzierung von 
Arbeitsunfällen und arbeitsbedingten Erkrankungen 
drängen zu einem effizienten und systematischen Ar-
beitsschutz in den Betrieben. Dieser trägt zur langfris-

Bußgeldkatalog für den Arbeitsschutz in Kraft getreten

tigen Kostenentlastung der Betriebe sowie der sozialen 
Sicherungssysteme bei.

Angesichts dieser Entwicklungen in der Arbeitswelt 
kann auch die Aufsichtstätigkeit (Überwachung und 
Beratung) der staatlichen Arbeitsschutzbehörden nicht 
mehr bei Einzelmaßnahmen ansetzen. Vielmehr müs-
sen Betriebe als Systeme betrachtet und als „Organi-
sationsgebilde“ verstanden werden.

Ursachen für Arbeitsschutzmängel müssen aufgedeckt 
werden. Dabei kann die Ursachenprüfung nicht beim 
Fehlverhalten des Arbeitnehmers enden, denn allzu 
häufig finden sich Fehler in der Delegationskette, in 
der Bereitstellung von Informationen, oder es sind Zu-
ständigkeiten oder Abläufe unklar.

Die vorliegende LASI-Veröffentlichung „Grundsätze der 
behördlichen Systemkontrolle“ (LV 54) konkretisiert die 
Ziele, das Vorgehen und die Inhalte der Überwachung 
und Beratung durch die staatlichen Arbeitsschutzbe-
hörden zur Arbeitsschutzorganisation. 

Die Neufassung dieser LASI-Veröffentlichung ver-
deutlicht den hohen Stellenwert, den die behördliche 
Systemkontrolle für die Arbeitsschutzbehörden der 
Länder hat. Die Aufsichtstätigkeit der staatlichen Ar-
beitsschutzbehörde hat insbesondere die wirksame 
Umsetzung der gesetzlichen Verpflichtungen im Blick. 
Der Bewertung der Arbeitsschutzorganisation im Be-
trieb kommt hierbei eine besondere Bedeutung zu.

Durch die LV 54 wird die Überwachung und Beratung 
von Betrieben als kontinuierlicher Prozess der Behör-
den angelegt, der die Verbesserung des Niveaus der 
Arbeitsschutzorganisation im Betrieb anstrebt. Gleich-
zeitig wird im Rahmen der staatlichen Beratung eine 
funktionierende Arbeitsschutzorganisation bzw. ein 
Arbeitsschutzmanagementsystem als kontinuierlicher 
Prozess im Betrieb gefördert.“

Eine Systemkontrolle hat natürlich nur Sinn, wenn Sie 
von entsprechenden Maßnahmen für eventuelle Nicht-
beachtung bzw. fehlerhafte Durchführung begleitet 
werden. Im behördlichen Sinne ist darunter ein Buß-
geldkatalog zu verstehen, den wir Ihnen auszugsweise 
nebenstehend abdrucken.
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Es lässt sich trefflich darüber streiten, welchen Sinn das 
Ganze macht bzw. machen soll, es ist allerdings nicht 
unsere Aufgabe, das zu bewerten. Fakt ist, dass Sie 
als Unternehmer und Arbeitgeber in Deutschland (und 
nicht nur da, sondern in der gesamten EU) bestimmte 
Pflichten und Verantwortungen wahrzunehmen haben, 
ob es Ihnen oder uns gefällt oder nicht. Ein Jammern 
darüber, was Ihnen noch alles für Unannehmlichkeiten 
aufgebürdet werden sollen, ist an dieser Stelle nicht 
zielführend. Um es noch einmal deutlich zu sagen:

Deutlich gesagt: Auch der Arbeitgeber hat Pflichten 
und Aufgaben zu erledigen

Ein Hauptaugenmerk liegt auf der korrekt durchgeführ-
ten Gefährdungsbeurteilung in Ihrer Praxis. An dieser 
Stelle kommen die Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
(FaSi) und die Betriebsmediziner ins Spiel, die nahezu 
jede Praxis mehr oder weniger umfänglich beauftragt 
habt. Ihnen hat der Gesetzgeber ganz klar definierte 
Aufgaben zugeordnet. 

Leider ist vielen FaSis und Betriebsmedizinern noch 
nicht gegenwärtig, dass die DGUV-V2 detaillierte 
Aufgabenfelder für die Beratungsleistung enthält, 9 
Aufgabenfelder in der Grundbetreuung und 4 in der 
betriebsspezifischen Betreuung. Ob wissentlich und 
nicht, gefährden sie ihre Auftraggeber, denn die Ver-
antwortung der Umsetzung der DGUV-V2 liegt beim 
Unternehmer, er muss gegebenenfalls Lücken in der 
Gefährdungsbeurteilung (z.B. das Errichten einer Ar-
beitsschutzorganisation) in Eigenregie schließen.
Uns sind einige Verträge von Praxen mit den FaSis und 
Betriebsmedizinern bekannt, daher empfehlen wir Ih-
nen wärmstens, diese genau hinsichtlich der Haftungs-
frage seitens des Auftragnehmers in Bezug auf die 
korrekte Durchführung der Gefährdungsbeurteilung 
und die Aufgaben im Rahmen der DGUV-V2 zu kon-
trollieren. Meistens wird die Haftung weitestgehend 
ausgeschlossen und das Risiko verbleibt vollständig 
beim Praxisinhaber. Fair wäre es allerdings, wenn die 
FaSi und der Betriebsmediziner die Haftung für die 
Ordnungsmäßigkeit ihrer Arbeit übernähmen.

Abb. 1a

Auszug aus dem Bußgeldkatalog des LASI Teil I

Abb. 1b

Auszug aus dem Bußgeldkatalog des LASI Teil II
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Gern können Sie uns Ihre Verträge zukommen lassen, 
wir überprüfen diese auf Vollständigkeit und Haftungs-
risiken. Weiterhin stellen wir Ihnen auf Wunsch einen 
Mustervertrag zur Verfügung, wo alle Aufgaben der 
FaSi und des Betriebsmediziners sowie ihre Verant-
wortlichkeiten und Haftungsfragen geregelt sind. Die-
sen Vertrag sollten Sie von den Auftragnehmern unter-
schreiben lassen. Tun sie es nicht, sollten Sie stutzig 
werden und vielleicht eine Alternative suchen.

Soweit die Zusammenfassung, nachfolgend nun die 
detaillierten Ausführungen zur DGUV-V2...

„Eine gute Arbeitsschutzorganisation spart Zeit und 
Kosten. Leitlinien der Behörden und der Unfallver-
sicherungsträger (GDA) geben eine Orientierung für 
den Arbeitgebers“

Bereits mit Inkrafttreten der „DGUV Vorschrift 2“ zum 1. 
Januar 2011 wurden neue Mindestanforderungen zum 
betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz festge-
legt. Das ist die Implementierung eines Gesamtkonzep-
tes zur Gefährdungsbeurteilung und die Schaffung ei-
ner Arbeitsschutzorganisation gefordert. Die Fachkraft 
für Arbeitssicherheit und der Arbeitsmediziner haben 
den Arbeitgeber in diesem Sinne zu beraten. Zur Orien-
tierung hat die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutz-
strategie (GDA) Leitlinien entwickelt, die nicht nur die 
Systematisierung der Kontrolle durch die Behörde er-
möglichen, sondern auch ein nützliches Dokument für 
den Arbeitgeber sind.

Die Anforderungen zum Arbeits- und Gesundheits-
schutz werden konkret. Leistungsorientierter Ansatz 
steht im Mittelpunkt der Anforderung

Spätestens seit Inkrafttreten der DGUV-V2 steht eine 
qualitätsorientierte Betreuung durch die Fachkraft für 
Arbeitssicherheit und durch den Arbeitsmediziner im 
Vordergrund. Die Aufgaben für die betriebsärztliche 
und sicherheitstechnische Betreuung werden auf der 
Grundlage detaillierter Kataloge ermittelt (Grundbe-
treuung und betriebsspezifische Betreuung). Daraus 
lassen sich der notwendige Zeitaufwand und die per-
sonellen Ressourcen für den Betrieb ableiten. Anstel-
le der Vorgabe starrer Einsatzzeiten wird der Betreu-
ungsumfang maßgeblich durch die betriebsindividuelle 
Gefährdungssituation und Bedarfslage bestimmt und 
weitgehend durch Leistungskataloge beschrieben.

Die Gefährdungsbeurteilung und die Organisation 
des betrieblichen Arbeitsschutzes stehen im Fokus

Für die betriebsärztliche und sicherheitstechnische Re-
gelbetreuung gibt die DGUV-V2 bereits in der Grund-
betreuung Aufgabenfelder zur Implementierung der 
Gefährdungsbeurteilung und Schaffung einer Arbeits-
schutzorganisation vor. Eine Organisation im Arbeits-
schutz bedeutet die Festlegung von Verantwortlich-
keiten, die Gestaltung einer Politik zur Vermeidung 
von Unfällen und gesundheitsschädlichen Einflüssen 
im Unternehmen, Ermittlung von Kennzahlen und 
Schaffung einer geeigneten Aufbau- und Ablauforga-
nisation zur qualitativen Durchführung der geforder-
ten Gefährdungsbeurteilungen und Beurteilung der 

Abb. 2 Abb. 3



No. 1-2/ 2014 (c)
J. Compr. Dentof. Orthod. + Orthop. (COO) Umf. Dentof. Orthod. u. Kieferorthop. (UOO)

13

Arbeitsschutz  PRAXIS

Arbeitsgestaltung – Verhaltensprävention
4.	 Unterstützung bei der Schaffung einer geeigneten 

Organisation + Integration in die Führungstätigkeit
5.	 Untersuchungen nach eingetretenen Ereignissen
6.	 Allgemeine Beratung von Arbeitgebern und Füh-

rungskräften, betrieblichen Interessenvertretun-
gen sowie Beschäftigten

7.	 Erstellung von Dokumentationen, Erfüllung von 
Meldepflichten

8.	 Mitwirkung in betrieblichen Besprechungen
9.	 Selbstorganisation

Die eigenverantwortliche Erfüllung der Aufgaben und 
Anforderungen obliegt weiterhin der Verantwortlich-
keit des Unternehmers. Genau an diesem Punkt zeich-
net sich für den Unternehmer die Realisierung seiner 
Grundpflichten aus dem Arbeitsschutzgesetz ab:

§ 3 Grundpflichten des Arbeitgebers

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes unter Berücksichti-
gung der Umstände zu treffen, die Sicherheit und Ge-
sundheit der Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen. 
Er hat die Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit zu überprü-

Risikofaktoren. Dieser Ansatz fördert die aktive Aus-
einandersetzung mit dem Arbeitsschutz. Er erfordert 
einen kontinuierlichen Dialog zwischen Betriebsarzt, 
Fachkraft für Arbeitssicherheit und Praxisinhaber. Da-
bei stehen folgende inhaltliche Aspekte zur Betreuung 
im Mittelpunkt:

1.	 Arbeitsschutzorganisation
2.	 Gefährdungsbeurteilung
3.	 Qualität der Arbeit

1.	 Arbeitsschutzorganisation

Die Arbeitsmediziner und die Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit haben nach DGUV-V2 beratende, mitwirkende 
und unterstützende Leistungen zu erfüllen. Die Aufga-
benfelder der DGUV-V2 zur arbeitsmedizinischen und 
sicherheitstechnischen Betreuung zeigen im Detail die 
Leistungskriterien an.

Aufgabengruppen der Grundbetreuung:

1.	 Unterstützung bei der Gefährdungsbeurteilung 
(Beurteilung der Arbeitsbedingungen)

2.	 Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der 
Arbeitsgestaltung – Verhältnisprävention

3.	 Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der 

Abb. 4

Abb. 5



No. 1-2 / 2014 (c)
J. Compr. Dentof. Orthod. + Orthop. (COO) Umf. Dentof. Orthod. u. Kieferorthop. (UOO)

14

PRAXIS  Arbeitsschutz

fen und erforderlichenfalls sich ändernden Gegeben-
heiten anzupassen. Dabei hat er eine Verbesserung 
von Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftig-
ten anzustreben.

(2) Zur Planung und Durchführung der Maßnahmen 
nach Absatz 1 hat der Arbeitgeber unter Berücksichti-
gung der Art der Tätigkeiten und der Zahl der Beschäf-
tigten

•	 für eine geeignete Organisation zu sorgen und die 
erforderlichen Mittel bereitzustellen sowie

•	 Vorkehrungen zu treffen, dass die Maßnahmen 
erforderlichenfalls bei allen Tätigkeiten und ein-
gebunden in die betrieblichen Führungsstrukturen 
beachtet werden und die Beschäftigten ihren Mit-
wirkungspflichten nachkommen können.

(3) Kosten für Maßnahmen nach diesem Gesetz darf 
der Arbeitgeber nicht den Beschäftigten auferlegen.

Da dem Unternehmer die Aufgabe obliegt, unter Be-
rücksichtigung der fachlichen Beratung aller Präventi-
onsakteure, die Leistungen zur Betreuung am tatsäch-
lichen Bedarf des jeweiligen Betriebs festzulegen, ist 
es im Hinblick der unternehmerischen Verantwortung 
und des damit verbundenen Risikos ratsam, eine re-
gelmäßige Prüfung der Dienstleistungsqualität (z.B. Ar-
beitsmediziner und Fachkraft für Arbeitssicherheit) im 
Rahmen der betrieblichen Arbeitsschutzorganisation 
vorzusehen.

In der Praxis heißt das für den Arbeitgeber, sich den 
Nachweis des jeweiligen Erfüllungszustandes sowie 
die Dokumentation zur eigenen Tätigkeit und zur In-
anspruchnahme der Einsatzzeiten unter Bezugnahme 
auf die Kriterien zur DGUV-V2 nachweisen zu lassen.

Die DGUV-V2 als unternehmerisches Werkzeug zur 
Regelung der allgemeinen Grundsätze des Arbeits-
schutzes

In der von Politik und Arbeitsschutzexperten postulier-
ten Konzeptanforderung an die Grundbetreuung und 
an den betriebsspezifischen Teil der Betreuung ist im-
plizit eine Erkennung zur Realisierung der allgemeinen 
Grundsätze nach § 4 Arbeitsschutzgesetz enthalten. 

§ 4 Allgemeine Grundsätze #

Der Arbeitgeber hat bei Maßnahmen des Arbeits-
schutzes von folgenden allgemeinen Grundsätzen 
auszugehen:

1.	 Die Arbeit ist so zu gestalten, dass eine Gefähr-
dung für Leben und Gesundheit möglichst vermie-
den und die verbleibende Gefährdung möglichst 
gering gehalten wird;

2.	 Gefahren sind an ihrer Quelle zu bekämpfen;
3.	 bei den Maßnahmen sind der Stand von Technik, 

Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige gesi-
cherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse zu 
berücksichtigen;

www.iie-systems.de 
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4.	 Maßnahmen sind mit dem Ziel zu planen, Technik, 
Arbeitsorganisation, sonstige Arbeitsbedingun-
gen, soziale Beziehungen und Einfluss der Umwelt 
auf den Arbeitsplatz sachgerecht zu verknüpfen;

5.	 individuelle Schutzmaßnahmen sind nachrangig zu 
anderen Maßnahmen;

6.	 spezielle Gefahren für besonders schutzbedürftige 
Beschäftigtengruppen sind zu berücksichtigen;

7.	 den Beschäftigten sind geeignete Anweisungen 
zu erteilen;

8.	 mittelbar oder unmittelbar geschlechtsspezifisch 
wirkende Regelungen sind nur zulässig, wenn dies 
aus biologischen Gründen zwingend geboten ist.

Arbeitsschutzpolitik, Arbeitsgestaltung, Ziele, Schutz-
maßnahmen, präventive Gestaltung der Arbeit. 

Dies umfasst, entsprechend dem aktuellen Manage-
ment-verständnis, eine Arbeitsschutzorganisation, die 
auf einen ständigen Verbesserungsprozess des Ar-
beitsschutzes ausgerichtet ist. Dieses Ziel wird auch 
von den zuständigen Behörden und Unfallversiche-
rungsträgern verfolgt.

Leistungen zur Abbildung einer Arbeitsschutzorgani-
sation mit Blick auf die behördliche Systemkontrolle

Die behördliche Systemkontrolle stellt das Instrumen-
tarium dar, mit dem die zuständige Arbeitsschutzbe-
hörde das Vorhandensein und das Funktionieren einer 
Arbeitsschutzorganisation hinsichtlich ihrer Eignung im 
Sinne des § 3 ArbSchG überprüft. Werden Defizite fest-
gestellt, wirkt die zuständige Arbeitsschutzbehörde auf 
eine geeignete betriebliche Organisation hin.

Die Beratung zur und die Überwachung der Arbeits-
schutzorganisation müssen hiernach die Arbeits-
schutzstrukturen (Aufbauorganisation) und die für den 
Arbeitsschutz wesentlichen Abläufe einer Organisation 
(Ablauforganisation) umfassen.

In 15 Elementen werden die rechtlichen Verpflichtun-
gen der Betriebe zur Arbeitsschutzorganisation kon-
kretisiert und erläutert. Sie definieren damit auch den 
Kernbereich der Beratungs- und Überwachungstä-
tigkeit der Aufsichtsdienste. Der Mindestprüfumfang 
umfasst die Elemente 1 bis 6. Die Elemente 7 bis 15 
beschreiben ergänzende Anforderungen, die je nach Abb. 8

Abb. 9

www.iie-systems.de 
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betrieblicher Situation oder Anlass zusätzlich angewen-
det werden können.

15 Elemente der Beratung und Überwachung

Mindestprüfumfang:

1.	 Verantwortung und Aufgabenübertragung
2.	 Überwachung der Einhaltung der übertragenen 

Pflichten und Kontrolle der Aufgabenerledigung
3.	 Erfüllung der Organisationspflichten aus dem ASiG
4.	 Sicherstellung notwendiger Qualifikationen für den 

Arbeitsschutz bei Führungskräften, Funktionsträ-
gern und Beschäftigten mit bestimmten Aufgaben

5.	 Organisation der Durchführung der Gefährdungs-
beurteilung

6.	 Geeignete Regelungen für die Durchführung und 
Dokumentation von Unterweisungen

Ergänzende Prüfelemente:

1.	 Umgang mit behördlichen Auflagen, z. B. Genehmi-
gungen, Erlaubnisse, Besichtigungsschreiben

2.	 Handhabung der Rechtsvorschriften sowie des 
technischen und betrieblichen Regelwerks, insbe-
sondere bei Änderungen der Rechtsvorschriften

3.	 Einbeziehung der besonderen Funktionsträger
4.	 Kommunikation des Arbeitsschutzes
5.	 Organisation der arbeitsmedizinischen Vorsorge
6.	 Regelungen zur Planung und Beschaffung
7.	 Information und Einbindung von Fremdfirmen
8.	 Integration von zeitlich befristet Beschäftigten       

(z. B. Zeitarbeitnehmer, Praktikanten)
9.	 Organisation von Notfallmaßnahmen/Erste Hilfe

2.	Gefährdungsbeurteilung

Die Gefährdungsbeurteilung ist der entscheidende 
Maßstab der Betreuungsleistungen. Das Arbeits-
schutzgesetz verpflichtet den Arbeitgeber dazu, für 
alle Arbeitsplätze eine Gefährdungsbeurteilung durch-
zuführen. Diese Verpflichtung ist unabhängig von der 
Beschäftigtenzahl.

§ 5 Beurteilung der Arbeitsbedingungen

(1) Der Arbeitgeber hat durch eine Beurteilung die für 
die Beschäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefähr-
dung zu ermitteln, welche Maßnahmen des Arbeits-
schutzes erforderlich sind.

(2) Der Arbeitgeber hat die Beurteilung je nach Art der 
Tätigkeiten vorzunehmen. Bei gleichartigen Arbeits-
bedingungen ist die Beurteilung eines Arbeitsplatzes 
oder einer Tätigkeit ausreichend.

(3) Eine Gefährdung kann sich insbesondere ergeben 
durch 

1.	 die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstät-
te und des Arbeitsplatzes,

2.	 physikalische, chemische und biologische Einwir-
kungen,

3.	 die Gestaltung, die Auswahl und den Einsatz von 
Arbeitsmitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen, 
Maschinen, Geräten und Anlagen sowie den Um-
gang damit,

4.	 die Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsver-
fahren, Arbeitsabläufen und Arbeitszeit und deren 
Zusammenwirken,

5.	 unzureichende Qualifikation und Unterweisung der 
Beschäftigten,

6.	 psychische Belastungen bei der Arbeit.

Die Gefährdungsbeurteilung ist die wesentliche Grund-
lage für den betrieblichen Arbeitsschutz und nimmt, ne-
ben der Organisation zum Arbeitsschutz, eine zentrale 
Rolle ein. Viele Rechtsgrundlagen für den Arbeitsschutz 
beinhalten den konzeptionellen Ansatz zur Durchfüh-
rung von Gefährdungsbeurteilungen und die Ableitung 
geeigneter Maßnahmen. Sie ist entscheidend für die 
Verringerung von Arbeitsunfällen und berufsbedingten 
Krankheiten. 

Durch die Gefährdungsbeurteilung ist der Arbeitgeber 
in der Lage, die notwendigen Maßnahmen zum Schutz 
der Sicherheit und Gesundheit seiner Arbeitnehmer zu 
ergreifen. Die Orientierung bei der Gefährdungsbeur-
teilung erfolgt an sogenannten Gefährdungsfaktoren, 
denen wiederum Gefährdungsmerkmale zugeordnet 
sind.
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Gefährdungsfaktoren 

Gefährdungsfaktoren sind Gruppen von Gefährdun-
gen, die durch gleichartige Gefahrenquellen oder Wir-
kungsqualitäten gekennzeichnet sind. Die folgende 
Liste enthält Gefährdungsfaktoren, die bei der Arbeit 
auftreten können:

1.	 Mechanische Gefährdungen
2.	 Elektrische Gefährdungen
3.	 Gefahrstoffe
4.	 Biologische Arbeitsstoffe
5.	 	Brand- und Explosionsgefährdungen
6.	 Thermische Gefährdungen
7.	 Gefährdung durch spezielle physikalische Einwir-

kungen
8.	 Gefährdungen durch Arbeitsumgebungsbedingun-

gen
9.	 Physische Belastung/Arbeitsschwere
10.	 Psychische Faktoren
11.	 Sonstige Gefährdungen

Den jeweiligen Gefährdungsfaktoren sind Gefähr-
dungsmerkmale zugeordnet

Der Arbeitgeber oder dessen Erfüllungsgehilfe (z.B. 
Fachkraft für Arbeitssicherheit, Arbeitsmediziner) hat 
die Beurteilung je nach Art der Tätigkeit vorzunehmen. 
Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die Beurtei-
lung eines Arbeitsplatzes oder einer Tätigkeit ausrei-
chend. Eine Gefährdung kann sich insbesondere er-
geben durch

•	 die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeitsstätte 
und des Arbeitsplatzes,

•	 physikalische, chemische und biologische Einwir-
kungen,

•	 die Gestaltung, die Auswahl und den Einsatz von Ar-
beitsmitteln, insbesondere von Arbeitsstoffen, Ma-
schinen, Geräten und Anlagen sowie den Umgang 
damit,

•	 die Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsverfah-
ren, Arbeitsabläufen und Arbeitszeit und deren Zu-
sammenwirken,

•	 unzureichende Qualifikation und Unterweisung der 
Beschäftigten.

Die GDA-Leitlinie zur Dokumentation der Gefähr-
dungsbeurteilung

Die Leitlinie zur Gefährdungsbeurteilung und deren 
Dokumentation ist ein wesentliches Element bei der Er-
reichung des übergeordneten Ziels der Gemeinsamen 
Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA), die Sicherheit 
und Gesundheit der Beschäftigten durch einen effizient 
und systematisch wahrgenommenen Arbeitsschutz zu 
verbessern und zu fördern.

Die systematische Durchführung bzw. Ausgestaltung 
der Gefährdungsbeurteilung ist die Basis für eine wirk-
same Prävention arbeitsbedingter Unfall- und Gesund-
heitsgefahren. 

Folgende Grundsätze sind dabei zu wahren:

•	 Personengruppen und Betriebszustände wurden 
berücksichtigt.

•	 Die Gefährdungen wurden vollständig ermittelt.
•	 Die Gefährdungen sind rechtzeitig, vollständig und 

richtig beurteilt.
•	 Die Maßnahmen wurden entsprechend der Rangfol-

ge (T-O-P) festgelegt.
•	 Die Umsetzungsmodalitäten der Maßnahmen sind 

ersichtlich.
•	 Die Wirksamkeit der festgelegten Maßnahmen wird 

in regelmäßigen Abständen überprüft.
•	 Regelungen und das Ergebnis der GB werden do-

kumentiert.
•	 Die Beurteilung der Gefährdungen wird bei geän-

derten Betriebsbedingungen angepasst.
•	 Die Grundlage der GB bilden die aktuellen Rechts-

vorschriften.
•	 Hinweise der Arbeitsschutzakteure und Beschäftig-

ten zu Sicherheit und Gesundheitsschutz wurden 
beachtet.

Bei der Bewertung der Gefährdungsbeurteilung durch 
die zuständige Behörde sind drei Fälle zu unterschei-
den:

1.	 Die Gefährdungsbeurteilung wurde nicht durchge-
führt.

2.	 Die Gefährdungsbeurteilung wurde nicht ange-
messen durchgeführt.
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3.	 Die Gefährdungsbeurteilung wurde angemessen 
durchgeführt.

3. Qualität der Arbeit

Es ist leicht erkennbar, dass das Qualitätsmanagement 
mit seinen Vorgaben zum kontinuierlichen Verbesse-
rungsprozess (PDCA) die Anforderungen an das Ver-
fahren zur Gefährdungsbeurteilungen sinniger Weise 
beeinflusst.

Die Festlegung von Inhalt und Form der betriebsärztli-
chen und sicherheitstechnischen Betreuung ist in ers-
ter Linie Aufgabe des Unternehmers. Bei der Ermittlung 
stehen somit auch die Leistungen im Vordergrund, die 
in Eigenverantwortung des Betriebs aufgeteilt und ver-
einbart werden müssen.

Des Weiteren sind die Betreuungsleistungen der Fach-
kraft für Arbeitssicherheit und des Arbeitsmediziners 
konkret festzulegen, was durchaus anspruchsvoll ist 
und erfahrungsgemäß bis zu einem Betreuungsjahr 
dauern kann. Insgesamt ist aber eine deutliche Effizi-
enz- und Qualitätssteigerung im Arbeitsschutz erkenn-
bar.

Es ist zu beachten, dass die Anforderungen zur arbeits-
medizinischen und sicherheitstechnischen Beratung 
nicht nur in einer Anlage im Vertrag mit den Inhalten 
der DGUV-V2 übereinstimmen, sondern auch in der 
Abbildung der Leistungen (Prozessablauf, Verfahrens-
beschreibung, Übereinstimmung der praktischen Be-
treuung mit den Kriterien der DGUV-V2). Eine Zustän-
digkeits- und Verantwortungsmatrix in Bezug auf die 
Grundbetreuung zur DGUV-V2 liefert bereits im Vorfeld 
eine Erkenntnis über die Qualität der Dienstleistung.

Ob eine qualitativ geeignete Arbeitsschutzorganisation 
im Unternehmen vorhanden ist ,kann mit dem GDA-
ORGAcheck schnell überprüft werden (www.gda-or-
gacheck.de/daten/gda/index.htm).

Und die Qualität der Gefährdungsbeurteilung?

Ist die Gefährdungsbeurteilung dokumentiert, sind 
Bearbeitungsstand sowie die Ergebnisse aus den Ge-
fährdungsmerkmalen sowie Aktualität der Maßnahmen 

und die Verbesserungspotenziale (wer macht was, wie 
und wo?) bekannt und auch die Wirkungskontrolle 
durchgeführt, kann davon ausgegangen werden, das 
die Gefährdungsbeurteilung von der Behörde und vom 
Unfallversicherungsträger für angemessen durchge-
führt erklärt wird. 

Grundsätzlich gilt: Erst die Angabe des jeweiligen Erfül-
lungszustandes sowie die Dokumentation zur eigenen 
Tätigkeit und zur Inanspruchnahme der Einsatzzeiten 
schafft Transparenz über die Leistung und Qualität der 
Arbeit.

Die KFO-IG arbeitet seit 13 Jahren sehr eng mit der economed-

Systemgruppe zusammen und hat die Entwicklung des Systems 

begleitet und den Part für die kieferorthopädischen Praxen mit-

gestaltet. Wenn Sie also Fragen haben, wenden Sie sich gern an 

unsere Geschäftsstelle.

Abb. Autor: Ingo Braun, 
Dipl.-Betriebswirt, Würzburg 
Seit 2001 Geschäftsführer der KFO-
IG, Aschaffenburg 
Seit 1999 Inhaber der Beratungsfir-
ma „con sence“, Würzburg 
Entwickler des QM-View-Program-
mes für KFO, Zahnärzte und Dental-
Labore. Kontakt: www.con-sence.de

Abb. Autor: Dr.-Ing. Martin Bozen-
hardt, MBA, Lindau (Bodensee) 
Initiator eines datenbankbasieren-
den Arbeitsschutzmanagement-
Systems, dass seit 1996 unter der 
Marke „economed“ in über 1000 
Unternehmen im Gesundheitswesen 
eingeführt wurde. Aktuell werden 
im Auftrag der Kunden jährlich rund 

1700 Gefährdungsbeurteilungen ermittelt, dokumentiert 
und aktualisiert. Über den Arbeitsschutz hinaus sind auch 
Leistungen zum Datenschutz, Strahlenschutz, Brandschutz, 
zur Betriebsmittelsicherheit, zur Medizinproduktesicherheit 
bis hin zum Umweltschutz abrufbar. Damit übernimmt das 
System die Organisation und Qualitätssicherung aller gesetz-
lich notwendigen Schutzvorschriften und entlastet in dieser 
Funktion den Unternehmer deutlich.  
Kontaktdaten unter: www.economed.de
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